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Gleichbehandlung von Mannern und Frauen am Arbeitsplatz

Das Bundesarbeitsministerium hat einen Gesetzentwurf Uber die Gleichbehandlung von Mannern
und Frauen am Arbeitsplatz vorgelegt. Gewerkschaften, Arbeitgeberverbande und Lander sind zur
Stellungnahme aufgefordert worden.

Kern des Entwurfs ist das Verbot, einen Arbeitnehmer wegen seines Geschlechts zu benachteiligen.
Dies gilt sowohl bei der Einstellung, bei der Festlegung von Arbeitsbedingungen, bei Weisungen am
Arbeitsplatz als auch im Fall von Kiindigung. Zugleich wird der Grundsatz der Lohngleichheit fest-
gehalten. Er verbietet, fir gleiche oder gleichwertige Arbeit allein wegen des Geschlechts des Ar-
beitnehmers einen geringeren Lohn zu zahlen.

Im Streitfall wird in Zukunft der Arbeitgeber die Beweislast dafiir tragen, daf’ eine unterschiedliche
Behandlung von Arbeitnehmern durch sachliche Griinde gerechtfertigt ist, und nicht allein dadurch,
dal es sich bei den Arbeitnehmern um Manner oder Frauen handelt.

Auch wird festgeschrieben, dal} eine Kiindigung oder sonstige MalRnahmen zu Lasten eines Arbeit-
nehmers dann unwirksam sind, wenn sie darauf zuriickgehen, dal} der Arbeitnehmer besondere
gesetzliche Rechte oder tarifliche Vereinbarungen geltend gemacht hat.

Aulerdem enthalt der Gesetzentwurf Vorschriften, die den Arbeithnehmer bei einem Betriebslber-
gang, beispielsweise einem Verkauf, schiitzen. Anspriiche, die aus einem Tarifvertrag oder aus ei-
ner Betriebsvereinbarung herriihren, bleiben fir mindestens ein Jahr bestehen.

Die vorgesehenen Regelungen sollen im Birgerlichen Gesetzbuch verankert werden. Sie prazisieren

das Gleichbehandlungsangebot in Artikel 3 des Grundgesetzes und stiitzen sich auf zwei Richtlinien
des Rates der Europaischen Gemeinschaft.

Nach: Sozialpolitische Informationen, Jg. XIll, 20, vom 6. 11. 1978

Regensburger Strae 104, 90478 Nirnberg, Tel.: 0911/179-0, Fax: 0911/179-3258



	Gleichbehandlung von Männern und Frauen am Arbei�

